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Es war eine Ideologie, Industrie und Wohnen zu trennen. In den 1970er Jahren wurde sie zugespitzt vom Abstandserlaß einer damals FDP-gesteuerten nordrhein-westfälichesn Landesregierung. Diesen Erlaß kassierte 1980 der Minister des neu gegründeten Miisteriums für Stadtentwicklung Christoph Zöpel. Er wurde auch von seinen Nachfolgern nie mehr angewandt. Bis die Stadt Duisburg um 2008 wieder auf diesen verfehlten Gedanken kam. 

Vor den Toren des Thyssen-Werkes liegt ein hochinteressanter Stadtteil:  Bruckhausen. Er zeigt die Stadt-Entwicklung eines Jahrhunderts. Damit ist er für die Metropole Ruhr, die sich mit einer Kette von Industrie-Denkmälern einzigartig profiliert aufstellte, der wichtigste urbanistische Bereich der Industriekultur. Und einzigartig – in dieser Weise anderswo nicht auffindbar. Der Perlen-Kette der Industrie-Denkmale fehlt bis heute der urbanistische Part. Dies wäre Bruckhausen, das nun durch Abrisswahn halbiert wird.

Wenn die Stadt Duisburg ein wenig weiter  geschaut hätte als auf überholte banale städtebauliche Klischees,  würde sie den Kern von Bruckhausen als Gesamtes unter städtebaulichen Denkmalschutz gestellt haben: als Beispiel für Stadtentwicklung. So wird es noch heute gefordert. Auch für das, was nach den Zerstörungen noch übrig geblieben ist.

Daß ein„Grüngürtel“ (im Volksmund „Lügengürtel“) entsteht,  ist pure Behauptung. Als Park ausgegeben, ist er nicht mehr als ein ungefähr 100 m breiter Streifen Wiese. Dies nutzt niemandem. Aber diese dilettantische städtebauliche Absurdität zielt ja nicht wirklich auf Grün und Park, sondern ist ein maskierender Vorwand für Kahlschlag.

In einem barbarischen Prozeß wird hier alle zwei Tage ein Haus zerstört – und dafür ein urbaner Stadtteil scheibenweise abgehobelt, der anderswo vorzeigbar  wäre. 

Dies geschieht auch mit Methoden, die zum Teil kriminell sind und selbst fahrlässige Tötung in Kauf nehmen (alles im Detail nachweisbar). Amtliches Bedauern oder Distanzierung oder „ordnende Maßnahmen dazu“ sind bislang unbekannt. Einwendungen bleiben unbeantwortet.

Die Stadt behauptet, es wären „nur“ 121 von 640 Gebäuden. Dies ist die totale Hälfte des Kerns. Sie rechnet - augenwischend  - alle weiteren  Gebäude im weit verstreuten  Stadtviertel dagegen, um die Ziffer gefälliger zu machen. Aber selbst einen Abriß von 19 Prozent aller Häuser kann man nicht bagatellisieren. Das ist in jedem Falle viel. Und Missbrauch von Statistik. Wer Sinn für Qualität hat, durchschaut die absurde Rechnung. 

Was die Stadt als „Stabilisierung des Stadtteils und als Maßnahmen“ vorträgt,  ist das bekannte Schönreden von Planung: abstrakte Obersätze ohne Realität. Nach dieser „Stadtmetzelei“ (Dankwart Guratzsch, „Die Welt“) ist auch die zweite Hälfte hoch bedroht, zumal nichts Konkretes bekannt ist über handfeste hilfreiche Maßnahmen. 

Kurz: Es fehlt der Stadt an Stadt-Analyse, umso freigebiger ist sie mit Rhetorik, die nichts kostet, zu nichts verpflichtet und „bella figura“machen soll.  

Den Amtspersonen fehlt jegliche Selbstreflexion. Dies hat zum Beispiel der Versuch eines Diskurses ergeben, den Christoph Zöpel und weitere Experten  in Gang zu bringen versuchten.  Es fehlt die Erkenntnis, dass es seit Jahrzehnten so etwas gibt wie Lernen in der Stadtentwicklung. 

So tobt sich hier der Abrisswahn der 1960er Jahre erneut aus. Ebenso wie damals wird er mit dem Schein der Legalität . Wir glauben aber schon lange nicht mehr und weniger denn je an die Spruchwelt, die aufgebaut wird. Denn es fachlich und auch gesetzlich nur verantwortbar , was  inhaltlich Niveau hat. Dies kann nicht mit  Drumherumreden und Schönfärberei ersetzt werden. 

Die intelligentesten Köpfe von Ruhr haben den Prozeß vor Ort studiert und sind zum einhelligen Schluß gekommen, dass hier etwas Anachronistisches geschieht. 

Diese intelligenten Gespräche fanden vor Ort in Rundgängen statt  - und im „Schwarzen Diamanten“, einem historischen Lokal, das auf der Denkmalliste steht, aber gleichwohl abgeräumt werden soll. Übrigens wie vieles weiteres ohne Verfahren. Um so etwas geht es schon lange nicht mehr – nach dem Motto „Wo kein Kläger ist, ist kein Richter.“ 

Wie in den 1960er Jahren wurden  Abwanderung und Leerstand von der Stadt gezielt erpresst und gesteuert – hauptsächlich durch eine Veränderungssperre: mit Verbot von  Beleihung und neuen Mietverträgen  über ein Jahr hinaus. Hinzu kam ein Spektrum psychologischer Drohmittel mit Lügen wie „Verkaufen Sie, sonst wird enteignet!“ – was gesetzlich nicht möglich ist. Nachweisbar sind umfangreich Zerstörungen an Gebäuden, die nicht durch übliches Vandalieren geschehen, sondern gezielt angesetzt d. h. kriminell sind. Dazu gehört, dass Scheiben von bewohnten Häusern eingeschlagen werden. Schließlich diente als Köder für den Auszug eine geringen Umzugspauschale mit dem Druck: „Greifen Sie zu, bald gibt es das nicht mehr.“ Die Stadt hat die Ursachen selbst gesetzt und tut jetzt so, als reagiere sie nur darauf. Die Wahrheit sieht anders aus. 

Was die Zerstörer der größten Abrisswut in den 1960/1970er Jahre vortrugen, hatte dasselbe Vokabular wie heute von den Autoritäten in Duisburg. Es war ein damals ein gigantischer Irrtum – und er ist es auch heute.

Der Phantasielosigkeit und dem Mangel an Perspektive der Stadt stellen wir eine Wiederaufbauplanung entgegen. 

Das Max Taut-Quartier  wird von der Stadt mit keinem Satz als kultureller Wert diskutiert, sondern mit der Gebetsmühle, man brauche eben Arbeitsplätze und Handel – ein Satz, mit dem man, hätte er Substanz, auch den Kölner Dom abreißen könnte. Er zeigt erhellend, auf welcher Ebene amtliche Gedanken ablaufen. Das Max-Taut-Quartier  ist in bestem Zustand. Für Ruhr und die Stadt ist es eine Perle. 

Wer immer behauptet, die denkmalrechtliche Einstufung von Bruckhausen und vom Max-Taut-Quartier sei korrekt, weil die beiden Denkmal-Behörden sie in ihren Akten stehen haben, dem können Fachleute nur sagen: Beide irren. Beide sind von der Substanz her Denkmäler – ob eingetragen oder nicht. 

Der Verdacht liegt auf der Hand, dass in Duisburg nicht fachliche Entscheidungen getroffen wurden, sondern politischer Druck tätig war. Dem hat sich wohl auch eine geschwächte  obere Denkmalbehörde pragmatisch gebeugt. 

Inzwischen gibt es eine gutachtlich fundierte Eingabe an den zuständigen Minister. 

Daher sind die Behörden dringend aufgefordert, einer erheblich besseren Sachkenntnis zu folgen und neu zu beurteilen. Denn was hier geschieht, ist bislang rundherum eine Blamage für die Untere sowie auch für die Obere Denkmalpflege. Es entspricht eben nicht der Gesetzgebung, wenn es nur formal stimmt (das ist stets die übliche Ausrede), aber inhaltlich voll daneben liegt. Wo es an Urteilskompetenz mangelt (was ja sein kann), müssten die Instanzen selbstkritisch  Gutachten einholen, wie es jedes anständige Gericht macht. 

Wir haben inzwischen gelernt, dass die Akten und ein parlamentarischer Segen keineswegs Unsinn heilig sprechen können. 

Es gibt durchaus Gründe, auf die Love Parade hinzuweisen. Dort wurde mit derselben folgenreichen Oberflächlichkeit gearbeitet wie in den Zerstörungswerken der Stadt. Jedermann weiß, dass es in solchen Zerstörungswerken um Existenzen geht, die tief getroffen werden,  sowohl individuell wie als soziale Geflechte, und dass es dabei auch Tote gibt. Im Max Taut-Quartier hat sich eine alte Frau aus Verzweiflung vor der angedrohten Umsiedlung zu Tode gehungert. Es gehört zu einem entwickelten Städtewesen , wenn solche Vorgänge nicht auf Bürokratisches verengt werden, sondern in ihrer existentiellen Tragweite behandelt werden. Dazu braucht man Mitgefühl, Verantwortung,  einen erweiterten Blick. 

Die Stadt hat sich dort, nach der Love Parade, und hier,  iin ihrem Zerstörungs-Prozeß, eingeigelt, nach außen schön geredet,real aber stellt sie Außenstehende und Bürger vor angeblich vollendete Tatsachen. Mehrere Experten  haben versucht, einen Prozeß des Nachdenkens und des Diskurses einzuleiten, natürlich gepaart mit einem Abrißstop, - vergeblich. Es ist beim Beton geblieben. 

Es wurde laut und mehrfach vom Abriß von drei weiteren Stadtvierteln  gesprochen und publiziert. Es ist dreist, dies einfach zu bestreiten. Welche Bereiche dies sein sollen, haben die Urheber nicht gesagt oder wissen sie selbst (noch) nicht oder sie schweigen darüber. Dies ist Strategie. Eine zumindest im Kontext und in der schwierigen Atmosphäre einer derart ins Wanken gekommenen Stadt eine Drohung. 

Und ebenso ist es ein offenes Geheimnis, dass man den sogenannten Grüngürtel, der real keiner ist, unterbrochen von vielen Infrastrukturen wie Gleisanlagen,  über weite Bereiche fortführen will – mit Abriß, für den hinter vorgehaltener Hand die Ziffer 40 Prozent des Bestandes im Norden genannt wird. Dreist, dies einfach zu bestreiten. 

Der Leser wird so klug sein, zu sehen, was die Strategie des Dementierens wirklich wert ist. 

Was zur „Gesamtplanung“ von Hamborn und Marxloh angedeutet wird, ist bislang reine Luft. Es gibt sie nicht. 

Natürlich kann man die Rhein-Ruhr-Halle und das Bad neu nutzen. Wenn es dabei bliebe (für Parkplätze gibt es dahinter genügend Flächen), könnte man zustimmen. Von der Stadtentwicklung her macht es keinen Sinn, das erste Zentrum, die Innenstadt zu schwächen  durch ein zweites. Die Handelskammer hat diesem Vorhaben in einem Gutachten heftig widerspruchen, ebenso namhafte Experten, u. a. Walter Brune. Man darf für eine monströse Outlet-Planung, die sich angemessen zu dimensionieren weigert,  kein bauhistorisch hoch bedeutsames Wohnquartier des berühmten Architekten Max Taut mit 400 Wohnungen und tausend lebensgeschichtlich verdienten  Menschen zerstören. Und die städtebaulich Phantome, die der Outlet-Plan vorspiegelt, haben schon aufgrund der bestehenden  Bauten im Umfeld (Eisenbahnen, Verkehrskreuze) keine Realisierungschance. Man könnte über dies Ebene des Planens ein Buch mit dem Titel schreiben: Stadtplanung mit Phantomen. Mit Abwägung hat es nichts zu tun. 

Max Taut wird absichtsvoll verschwiegen.  Sein Mythos stört die Banalität. Und die Stadt will nicht sehen, welches Experiment für eine Vermenschlichung des Massenwohnungsbaues, durchaus vergleichbar berühmten Siedlungen der Brüder Max und Bruno Taut, hier in Duisburg vorliegt. Die Verantwortung für deren Bestehen oder Zerstörung ist nicht anonym, sondern sie liegt in Händen von konkreten Personen. 

Was sich hier abspielt, ist die Speerspitze von Unsinn, auf den manche Städte warten, wahrscheinlich nicht nur in Ruhr. Das Netzwerk von mehreren Bürgerinitiativen in Duisburg mit seinen Experten, u. a. vom Deutschen Werkbund, will mit dem Offenlegen des Geschehens, auch im Zusammenhang mit weiteren Bürgerinitiativen, verhindern, dass erneut ein Damm reißt und wir in den Abrisswahn der 1960er Jahre zurück katapultiert werden. 

Wie damals dienen total missbrauchte Kriterien dazu, „Stadtmassaker“ und „Sozialverbrechen“ zu legitimieren. Leerstand tritt nur punktuell auf und nicht in der Fläche. Es ist auch nicht Aufgabe armer Städte und des Staates, Liegenschaftswerte durch Verknappung zu sichern. Es gibt wirklich andere Aufgaben. Ein Blick in die Zukunft legt den Gedanken nahe: in absehbarer Zeit werden wieder Wohnungen gebraucht. Jetzt schon - für kontingentiert zugewiesene  Zuwanderer, die die Stadt hier in unwürdigen Umständen belässt ohne einzugreifen. Dann auch für den industriellen Wandel (siehe unteen). 

In NRW haben seinerzeit Christoph Zöpel als Minister und Karl Ganser als Abteilungsleiter und späterer IBA-Chef 1980 eine hoch bedeutsame Umsteuerung eingeleitet - mit einer Stadtentwicklungspolitik, die zum besten des Landes zählte und ohne die wir in der Metropole Ruhr heute sehr schwierig da ständen. Beide nahmen eindeutig und in mehrfacher Weise gegen die Duisburger Zerstörungen Stellung. Christoph Zöpel sagte,  ihn enttäusche, dass dies das Ende seiner auf soziale und kulturelle Vernunft angelegten Politik sei. 

Duisburg ist von ihrer Lage und Geschichte auch heute noch eine der faszinierendsten Städte Deutschlands. Es hat eine Unmenge Probleme, das ist leider allzu wahr. Aber ein erheblicher Teil davon  wurde von inkompeten Führungen verursacht und erbärmlich verwaltet – man kann leicht ein Buch dazu schreiben. Dazu gehört die sogenannte politische Elite dieser Stadt – mit einem kaum übertreffbaren Filz, Selbstgenügsamkeit, Selbstherrlichkeit. Von großen Anstrengungen, wie behauptet, außer in Zerstörungswerken ist hier nichts zu merken. 

Die Republik ist relativ transparent, aber mit dem Reporter Bod Woodward, der den Watergate-Skandal recherte, kann man auch in Duisburg sagen: „Watergate ist nie vorbei. In unseren Geschäft erfährt man nie die ganze Geschichte.“

Wie blind es zugeht, mag am Schluß genannt sein. ThyssenKrupp hat seit Jahresanfang 2012 - nachlesbar in allen Wirtschaftsmedien – gesagt, der Konzern wolle weg vom Stahl. Dafür liegt eine Ursache im verfahrenen, schlecht kontrollierten Stahlwerks-Bau in Brasilien mit über 6 Milliarden Schulden. ThyssenKrupp will sich zum Technologie-Konzern  wandeln. Dies mag man für vernünftig halten. Es bedeutet: Die Stahlproduktion in Duisburg läuft aus. 

Läßt man dies so laufen und wird woanders produziert, werden am Ende – wie in den 1980er Jahren in Ruhr – rund 20 000 Menschen arbeitslos werden – für die Stadt über die Sozialkosten u. a. zehn Jahre lang ein Desaster. 

Stadt, Regional- und Landesregierung  können, ja müssen – so sagen wir, der Werkbund und die Bürgerinitiativen, - auf die ThyssenKrupp-Führung zugehen und von ihr verlangen, dass sie die neuen Produktionen und Arbeitsplätze hier in Duisburg und in Ruhr anlegt. Denn hier gibt es dafür genügend Infrastruktur, u. a. mit der Kette der Universitäten. 

Dazu aber braucht es eine bessere Politik und Verwaltung – und nicht nur behauptende, aber inhaltslose abstrakte Obersätze.. 

Duisburg ist eigentlich eine der vielseitigsten Städte. Zudem liegt es am Rhein. Aber was macht es mit sich. Dies ist nicht eine Frage des Geldes, sondern der Denkfähigkeit. Gerade wenn man arm ist, muß man sich aufs Denken besinnen. 

